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RÜCKBLICK AUF DIE HERBSTSESSION

Grosse Asyldebatte im Nationalrat während  
der Herbstsession
Während der Herbstsession in Bundesbern fand eine Sondersession zum Thema Asyl 
statt. Der Familiennachzug war in Bern ein grosses Thema. Hier konnte die SVP Erfolge 
verbuchen und sogar die FDP und Mitte für ihr Anliegen gewinnen.

Dank des Widerstands der SVP wurde 
der Ausbau des Familiennachzugs bei 
Eingebürgerten gestoppt. Der Ständerat 
stoppte eine verfassungswidrige Vorla-
ge. Mit 27 zu 14 Stimmen lehnt der Stän-
derat es ab, auf die Lockerung des Fa-
miliennachzugs für eingebürgerte Dritt-
staatsangehörige einzutreten. Der Bun-
desrat hatte die Vorlage mit dem 
Argument verteidigt, die Familien von 
Schweizer Bürgern seien schlechter 
gestellt als jene von EU-Bürgern. Wenn 
aber Handlungsbedarf besteht, dann 
bei der Einschränkung des Familien-
nachzugs für die Familien von EU-Bür-
gern. Ständerätin Esther Friedli mach-
te deutlich, dass die finanziellen Aus-
wirkungen der Vorlage auf die Sozial-
werke und die Gesundheitskosten nicht 

einmal beziffert werden könnten. Stän-
derat Pirmin Schwander betonte, dass 
die Vorlage des Bundesrates das Prob-
lem nicht löse, sondern verschärfe. Die 
Vorlage geht bald an den Nationalrat 
zurück.

Kein Familiennachzug für vorläufig 
Aufgenommene
Mit 105 zu 74 Stimmen nahm der Na-
tionalrat eine SVP-Motion an, wonach 
«vorläufig Aufgenommenen», also abge-
wiesenen Asylbewerbern, kein Famili-
ennachzug mehr gewährt werden soll. 
Thomas Knutti, Nationalrat der SVP, 
erinnerte daran, dass es sich – entge-
gen den Behauptungen von linksgrü-
ner Seite  – nicht um Flüchtlinge aus 
Kriegsgebieten handle. Diesen Flücht-

lingen sei das Asyl verweigert worden 
und gegen sie lägen Wegweisungsent-
scheide vor. Es gehe deshalb nicht an, 
dass sie ihre Familien nachziehen kön-
nen, obwohl sie kein Aufenthaltsrecht 
in der Schweiz besitzen. Sogar die FDP 
und die Mitte unterstützten uns und 
zeigen langsam Einsicht, dass es so nicht 
weitergehen kann.

Einstellung der Beiträge an das 
UNRWA Hilfswerk
Der Nationalrat hat auch ausführlich 
über das Verhältnis der Schweiz zum 
Palästinenserhilfswerk UNRWA debat-
tiert. Für die Mehrheit des Nationalra-
tes war klar, dass die UNRWA in die 
Terroranschläge der Hamas vom 7. Ok-
tober 2023 verwickelt war. Am Anfang 

der Debatte stand eine Motion von Na-
tionalrat David Zuberbühler der SVP, die 
verlangte, dass die Schweiz alle Zah-
lungen an die UNRWA einstellt. Er ar-
gumentierte, dass die Schweiz die Gel-
der für die Palästinahilfe besser anders 
einsetzen sollte, als weiterhin die von 
der Hamas unterwanderte UNRWA zu 
unterstützen. Der Nationalrat folgte Na-
tionalrat Zuberbühler erfreulicherwei-
se und nahm die Motion mit 99 zu 88 
Stimmen bei 7 Enthaltungen an.

Eigenmietwert endlich abschaffen
Der Nationalrat hat beschlossen, an sei-
ner Position festzuhalten und den Ei-
genmietwert bei Wohneigentum end-
lich abzuschaffen. Dies ist auch ein gros-
ses Thema in der Bevölkerung. Dieser 
Systemwechsel betrifft sowohl Erst- als 
auch Zweitwohnungen. Damit bleibt die 
Differenz zum Ständerat bestehen, der 
nur einen teilweisen Systemwechsel 
will. Der Entscheid für den vollständi-
gen Systemwechsel fiel mit 153 zu 39 
Stimmen bei einer Enthaltung deutlich 
aus. 

Ziel des Nationalrates ist es, eine 
Verfassungsgrundlage für eine Objekt-
steuer auf Zweitwohnungen zu schaf-
fen. Damit soll den betroffenen Kanto-
nen und Gemeinden die Möglichkeit 
gegeben werden, eine besondere Liegen-
schaftssteuer zu erheben und damit die 
durch den vollständigen Systemwech-
sel bei der Eigenmietwertbesteuerung 
zu erwartenden Einnahmenausfälle zu 
kompensieren. In diesem Sinne wurde 
die Vorlage vom Nationalrat mit über-
wältigendem Mehr angenommen. Das 
Geschäft geht nun zurück an den Stän-
derat. 

Kündigung der EMRK
Die Kündigung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention fand leider im 
Nationalrat bei den anderen Parteien 
kein Gehör. Der Ständerat will aber, dass 
sich der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte auf seine Kernaufgabe 
konzentriert und hat eine entsprechen-
de Motion gutgeheissen. Hintergrund 
ist das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte im Fall der 
Klima-Seniorinnen. Darin hielt der Ge-
richtshof fest, dass die Schweiz ihre men-
schenrechtlichen Verpflichtungen im 
Bereich des Klimaschutzes nicht erfüllt 
habe und mit entsprechenden Massnah-
men politisch nachbessern müsse. Aus 
Sicht der SVP ist dies eine unzulässige 
Ausweitung der Rechtsprechung. Statt 
sich auf den Schutz der Grundfreihei-
ten und Individualrechte zu konzent-
rieren, hebeln die Strassburger Richter 
demokratische Entscheide aus. In der 
Sommersession hatten beide Räte das 
Klima-Urteil in Erklärungen scharf kri-
tisiert. 

Besonders in der Rechtskommission 
war dies ein Thema, wobei wir eine kri-
tische Erklärung verfassten. Im Gros-
sen und Ganzen war die Herbstsession 
somit sehr erfolgreich. Viele wichtige 
Themen wurden behandelt und die 
SVP konnte einige Erfolge verzeich-
nen.

Nina Fehr Düsel
Nationalrätin SVP
Küsnacht

Mit einer Motion erreichte die SVP, dass inskünftig abgewiesenen Asylbewerbern kein Familiennachzug mehr gewährt wird.
� Bild: Adobe Stock



Die Volkskundler sind ein eigenes 

Völkchen. Der Deutsche Lorenz 

Löffler studierte fünf Semester in 

der DDR. Mittlerweile Professor 

an der Universität Zürich, liess er 

1980 ein Video über die Opern-

hauskrawalle erstellen. Er verwei-

gerte der Erziehungsdirektion, das 

Band herauszugeben und liess den 

Film trotz Verbot vorführen. Löff-

ler wollte mit seiner «Aktionsfor-

schung» den Gegensatz zwischen 

seiner Wissenschaft und den Kra-

wallkriminellen auflösen. 

Der Deutsche Moritz Ege ist Pro-

fessor für Populäre Kulturen an 

der Universität Zürich. Im SP-Or-

gan «pszeitung.ch» beklagt er, 

dass eine «anti-linke Konjunktur» 

herrsche. Damit würden «linke 

Positionen und progressive Be-

wegungen» als «gemeinsames 

Feindbild» geschwächt und zum 

«Sündenbock» gemacht. Tatsäch-

lich sei doch der Sündenbock das 

«neoliberale Modell». Sogar «Teile 

der Arbeiterklasse» teilten leider 

«traditionelle Werte wie Fami-

lie, harte Arbeit und Patriotismus» 

und empfänden «junge migranti-

sche Kriminelle» als Bedrohung. 

Und die Belegschaften der «Auto- 

und Schwerindustrie» fänden die 

Deindustrialisierung wegen des 

Klimawandels nicht so toll.

Die egoistischen «normalen 

Leute» forderten Schutz und An-

erkennung für die eigene Gruppe. 

«Die Linke dagegen hat ethisch-

moralische Ansprüche, die den 

Kreis der Solidarität ausweiten.» 

Dummerweise, doziert Moritz Ege, 

würden etwa die linken «Sprach-

regelungen» als «Normalitätsver-

stösse oder Verhaltenszumutun-

gen» empfunden. In der Schweiz 

zeige sich die «anti-linke Kon-

junktur» am direktesten durch die 

«Rhetorik der SVP». Und auch die 

FDP springe auf diesen Zug auf, 

urteilt der pro-linke Konjunktur-

forscher. 

In Wahrheit war der Westen noch 

nie so links, staatsvergottend und 

bürokratisch. Es sei Herrn Moritz 

Ege unbenommen, sich als Poli-

tiker politisch zu betätigen. Mit 

Wissenschaft auf Kosten der Zür-

cher Steuerzahler hat das aber 

so viel zu tun wie ein Bordell mit 

einem Nonnenkloster. Professor 

Ege gleicht einem Ladenbetrei-

ber in der sozialistischen DDR: Er 

stellt alles ins Schaufenster, damit 

niemand merkt, dass sein Laden 

leer ist.

Professor für 
Linksideologie

SVP UND FDP FORDERN KLARE OBERGRENZE

Runter mit der Asylquote
SVP und FDP wollen den Kanton mittels einer gemeinsamen Parlamentarischen Initiative zwingen, endlich  
die Asylquote gesetzlich nach unten zu korrigieren. Die Kantonsregierung ist offenbar nicht fähig, direkt beim Bund 
dahingehend zu intervenieren. 

Die neuen Aufnahmequoten überstei-
gen die Möglichkeiten der Gemeinden. 
Sie gefährden die soziale und demokra-
tische Stabilität. Die SVP hat vor weni-
gen Wochen ein Vorstosspaket zum Asyl-
wesen angekündigt und konnte eine 
Allianz für eine Parlamentarische Ini-
tiative (PI) schmieden. 

Knapper Platz wegen 
Zuwanderung
Die Asylsituation in zahlreichen Ge-
meinden hat ein alarmierendes Niveau 
erreicht. Mit der neuen Regelung, die 
seit Juli eine Quote von 1,6 Prozent vor-
schreibt, sehen sich viele Gemeinden 

einer kaum bewältigbaren Herausfor-
derung gegenüber. Der Platz im Sied-
lungsgebiet ist aufgrund der Zuwande-
rung knapp und der Wohnungsmarkt 
überhitzt. Baulandreserven von Ge-
meinden bestehen meist nur angren-
zend an Schulen und Kindergärten. 

Der falsche Ort für Kollektivunter-
künfte von Asylsuchenden! Stefan 
Schmid, Gemeindepräsident von Nieder-
glatt und Kantonsrat, sagt dazu: «Die 
Gemeinden werden wegen des Asylcha-
os zwischen Bund und Kanton regel-
recht aufgerieben. 

Das Resultat sind Missstimmung in 
der Bevölkerung sowie reihenweise ver-
senkte Projektkredite für Asylunter-
künfte.»

Obergrenze von 1 Prozent
Die SVP fordert daher eine Obergrenze 
von maximal 1,0 Prozent und konnte 
für das Anliegen nun auch die Zürcher 

FDP gewinnen. Aktuell kann der Regie-
rungsrat die Aufnahmequote der Ge-
meinden selber festlegen. Mittels Par-
lamentarischer Initiative soll die beste-
hende Quote gesenkt und eine maxi-
male Obergrenze im Gesetz festgelegt 
werden. «Die gesetzliche Obergrenze 
ist entscheidend für die Planungssicher-
heit der Gemeinden», sagt der Zürcher 
SVP-Parteipräsident Domenik Lederger-
ber und ergänzt: «Die Überlastung durch 
die Erhöhung der Aufnahmequote führt 
zu erheblichen finanziellen und sozia-
len Problemen, insbesondere bei der 
Bereitstellung von Wohnraum.»

Die Bürger in zahlreichen Gemein-
den haben in den letzten Monaten ihre 
Stimmen gegen das ausufernde Asylcha-
os erhoben. Die Bürgerlichen im Kan-
tonsrat und allen voran die SVP kämp-
fen an der Seite der Zürcher Gemein-
den und der Bevölkerung, damit die Auf-
nahmequote der Gemeinden wieder auf 

ein erträgliches Mass gesenkt werden 
kann.

Wichtige Verbundaufgabe
Das Flüchtlings- und Asylwesen ist eine 
Verbundaufgabe aller drei Staatsebenen. 
Die Gemeinden als unterste dieser drei 
Ebenen leisten einen enormen Aufwand, 
um dieser Aufgabe gerecht zu werden. 
Mit der Aufnahmequote von 1,6 Prozent 
ist aber das Machbare deutlich über-
schritten. 

Der Kanton ist jetzt gefordert, mit 
einem weitsichtigen und durchdach-
ten Konzept die Herausforderung 
mit den Asylunterkünften zu bewäl-
tigen.

Keine Leute mit 
Nichteintretensentscheid
Mit dieser Parlamentarischen Initiative 
soll eine verträgliche Obergrenze der 
Aufnahmequote für Gemeinden mit 1,0 
Prozent pro tausend Einwohner einge-
führt werden. Diese Quote würde auch 
ausreichen, um dem ursprünglichen 
Prinzip gerecht zu werden, nämlich den 
Gemeinden nur jene Personen zuzuwei-
sen, welche abgeschlossene Verfahren 
durchlaufen und keinen Nichteintre-
tensentscheid (NEE) erhalten haben.

Konzentration auf europäische 
Flüchtlinge 
Man muss mit seinen politischen For-
derungen immer sehr konkret vorge-
hen, sonst ändert sich nichts. Das ist 
mit dieser Parlamentarischen Initiati-
ve von SVP und FDP bestens gelungen. 
Auch auf eidgenössischer Ebene sind 
klare Vorgaben ebenfalls nötig. «Die 
Schweiz soll sich auf europäische Flücht-
linge konzentrieren», forderte kürzlich 
SVP-Präsident Marcel Dettling. Die 
Schweiz habe beim Thema Asyl näm-
lich den Fokus verloren, sagte Dettling 
in der «NZZ am Sonntag». 

Das Asylrecht sei Ende des Zweiten 
Weltkrieges vor allem eingeführt wor-
den, um europäischen Flüchtlingen zu 
helfen. Doch jetzt kämen die meisten 
aus Afrika und dem Nahen Osten. Das 
überlastet unsere Aufnahmemöglich-
keiten deutlich.

Christoph  
Mörgeli

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär
Pfäffikon

SVP EDITORIAL

Sofortiger Stopp: Schweiz darf nicht länger via UNRWA Terror finanzieren
Am Anfang stiess unsere Forderung, die Schweizer Zahlungen an das UN-Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge  
(UNRWA) zu streichen, auf breiten Widerstand. Namentlich die Linken taxieren dies als gefährlich und unmenschlich. 
Fakt ist aber: Das Hilfswerk ist von Hamas-Terroristen infiltriert. Immerhin hat der Nationalrat nun entschieden,  
die Zahlungen zu stoppen. Nur der Ständerat stellt sich noch quer.

Kürzlich wurde im Libanon ein hoch-
rangiger Hamas-Kommandant getötet, 
der offenbar für die UNRWA als Leiter 
des UNRWA-Lehrerverbands arbeitete. 
Der Leiter des UN-Flüchtlingswerks für 
Palästinenser, Philippe Lazzarini, bestritt 
am Montag, davon gewusst zu haben, 
dass sein Mitarbeiter Fateh Sherif Abu 
el-Amin ein Hamas-Kommandeur im Li-
banon war, was zumindest die Nach-
richtenagentur Reuters berichtet. Dies 
ist nicht das erste Mal, dass Lazzarini 
behauptet, von derartigen Vorfällen 
nichts gewusst zu haben. Seine ständi-
gen Dementis wirken zunehmend un-
glaubwürdig. Es stellt sich die Frage, 
wie eine Organisation, die wiederholt 
in Verbindung mit extremistischen Ele-
menten gerät, von solchen Aktivitäten 
nichts bemerkt haben will. Eine Orga-
nisation, die Terroristen beschäftigt, 
kann und darf nicht mit Schweizer 
Geldern unterstützt werden. Punkt.

Die UNRWA steht seit Jahren in der 
Kritik. Immer wieder tauchen Berichte 
auf, dass sie Verbindungen zu radika-

len Gruppen hat. Wie konnte eine Or-
ganisation, die Flüchtlingen helfen soll, 
in solch einen Sumpf geraten? Die Ant-
wort liegt in einem Versagen auf höchs-
ter Ebene. Philippe Lazzarini, der aktu-
elle Chef der UNRWA, hat seine Orga-
nisation nicht im Griff. Sein Rücktritt 
ist längst überfällig.

Die Schweiz sieht sich selbst als neu-
trale Vermittlerin in Konflikten. Doch 

was bedeutet Neutralität, wenn man 
Terror indirekt finanziert? Jedes Jahr 
fliessen Millionen von Schweizer Steu-
ergeldern in die UNRWA. Mit diesem 
Geld wurden Terroristen finanziert! Es 
ist beschämend.

Die SVP hat den Finger in die Wunde 
gelegt. Weniger Geld für die UNRWA 
war der richtige Schritt. Doch das reicht 
nicht. Die Schweiz muss die Konsequen-

zen ziehen. Und die UNRWA muss sich 
grundlegend reformieren, wenn sie wei-
terhin auf Unterstützung hoffen will.

Es ist traurig, dass wir überhaupt an 
diesen Punkt gelangen mussten. Die 
UNRWA wurde gegründet, um den Ärms-
ten zu helfen, nicht um radikale Ideo-
logien zu fördern. Doch solange Terro-
risten in den Reihen dieser Organisati-
on stehen, bleibt die Glaubwürdigkeit 
zerstört.

Und nicht nur das: An den von der 
Schweiz mitfinanzierten UNRWA-Schu-
len werden gemäss einer Untersuchung 
Schulbücher und Lehrer eingesetzt, die 
Hamas-Terroristen als Märtyrer glorifi-
zieren oder gar zu Gewalt gegen Juden 
aufrufen. An diesen Schulen wird alles 
andere als Frieden, Toleranz und Men-
schenrechte unterrichtet. Stattdessen 
wird die palästinensische Jugend syste-
matisch auf den Kampf gegen Israel 
eingestimmt. Terror wird verherrlicht, 
indem palästinensische Attentäter, die 
jüdische Männer, Frauen und Kinder 
ermordet haben, als Vorbilder präsen-
tiert werden. Und palästinensische Schul-
kinder sollen von einem Palästina ohne 
Israel träumen. So hilft die Schweiz mit, 
die nächste und übernächste Generati-
on von Terroristen heranzubilden.

Unter diesen Umständen darf die 
Schweiz keinen einzigen Franken mehr 
an die UNRWA zahlen. Statt auf Ver-
sprechungen zu warten, muss die Un-
terstützung endgültig eingestellt wer-
den – ohne Ausnahme.

Es ist Zeit, Verantwortung zu über-
nehmen.

David Zuberbühler
Nationalrat SVP
Herisau (AR) 

Aktuell stellt sich der Ständerat noch quer, die Zahlungen zu stoppen.
� Bild: Adobe Stock

Die Asylsituation in zahlreichen Gemeinden hat ein alarmierendes Niveau erreicht.� Bild: Adobe Stock
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AUS DEM KANTONSRAT

Finanzen und Bildung im Krankenbett
Die Rad-WM ging am letzten Sonntag zu Ende, doch kamen etliche Kantonsräte zu spät, weil seit Montag die 
Absperrungen für diesen Anlass zurückgebaut werden müssen – mit Staufolgen. Obwohl sich Zürich nicht für die 
Olympischen Spiele bewirbt, war der Tag dennoch mit kostspieligen Themen gefüllt.

Bevor die Sitzung am Montag jeweils 
losgeht, wird man mit den eingereich-
ten Anfragen der Vorwoche eingedeckt. 
Diesmal war eine besonders interessan-
te darunter: Wie es denn nun mit den 
Asylanten-Fachkräften weitergehen soll, 
die wegen der Volksabstimmung vom 
22. September keine Stipendien erhal-
ten? Diese Frage stellten die Unterzeich-
nerinnen der Linken, Grünen, Grünli-
beralen und Mitte. Das ist Demokratie, 
lautet die kurze und richtige Antwort 
auf diese Anfrage. Das Stipendienwe-
sen wurde aufgrund des Volkswillens 
nicht verändert, ob das den Verlierern 
nun passt oder nicht.

Teure Gesundheit
In der Sitzung ging es als Erstes um die 
Geschäftsberichte 2023 der Spitäler und 
Kliniken. Die Sprecher der SVP hielten 
fest, dass die Finanzen in Schieflage sind. 
Die Zielvorgaben wurden deutlich ver-
fehlt, die Betriebszahlen sind negativ. 
Zudem verteuert der Denkmalschutz 
weiterhin die Infrastruktur. Auch wenn 
sich das Gesundheitswesen im Kanton 
Zürich auf einem hohen und damit auch 
kostspieligen Niveau bewegt, dürfen die 
Finanzen nicht vergessen werden. Vor 
allem die Bundesebene ist gefordert, die 
stetig steigenden Krankheitskosten zu 
dämpfen. Wieso zum Beispiel haben 
Zuwanderer, die noch keinen Rappen 
ins System einbezahlt haben, den vol-
len Zugang zu allen für sie kostenlosen 
Leistungen?

Teure Rad-WM
Im Anschluss verlas Anita Borer für 
die SVP eine Fraktionserklärung zur Rad-
WM. Die Auswirkungen dieses Anlas-
ses waren massiv und unverhältnismäs-
sig. Das Gewerbe erlitt Einbussen. Zu-
schauer waren kaum vorhanden. Es 

bleibt vor allem eine gewaltige Steuer-
geldverschwendung zurück. Grossanläs-
se sollen stattfinden dürfen, aber die 
Betroffenen müssen unbedingt einbe-
zogen werden. Natürlich lässt der Tod 
der jungen Rennfahrerin die Probleme 
rund um die WM nichtig erscheinen, 
das Versagen der Organisatoren darf 
aber dennoch nicht unter den Tisch 
gekehrt werden.

Teure Bildung
Am Nachmittag standen Bildungsthe-
men auf dem Programm. Zuerst ging 
es wieder einmal um mehr Lohn für 
die Lehrerinnen und Lehrer. Eine knap-
pe Mehrheit stimmte diesem linken An-
sinnen leider zu. Seit Jahren versucht 
man, den Lehrermangel mit Lohnerhö-
hungen zu mindern. Erfolglos, denn mit 
mehr Lohn senken die Lehrer ihren Be-
schäftigungsgrad. Das wiederum ver-
stärkt den Lehrermangel. Zudem wer-
den mit immer mehr Lohn die Proble-
me der Volksschule nicht gelöst. Die 

grossen Belastungen infolge Sitzungen, 
Besprechungen, Projektgruppen und so 
weiter werden weiterhin nicht hinter-
fragt. Aber genau bei dieser sinnlosen 
Administration und bei den Arbeiten 
ausserhalb des Klassenzimmers müss-
te angesetzt werden. Viel davon wird 
durch die Integration aller Kinder in 
einer Klasse verursacht. Die Initiative 
der SVP für Kleinklassen kommt hier 
genau richtig. 

Die gleichen Argumente sprachen 
auch gegen den Ausbau der Schullei-
tungen. Wir brauchen mehr Unterricht, 
nicht mehr Administration. Links, Grün 
und Grünliberal setzten sich hier je-
doch mit einer Stimme Unterschied 
durch. Ein teurer und kontraprodukti-
ver Tag im Kantonsrat. Finanzen und 
Schule in der Krise. Mit den jetzigen 
Mehrheiten im Rat hilft nur noch der 
Weg über Volksabstimmungen. Die Men-
schen ausserhalb des Parlaments haben 
inzwischen nämlich verstanden, was 
Politiker verdrängen.

Ein Juristen-Leben

160 Seiten, gebunden  
mit Schutzumschlag,  
CHF/EURO 24.–
Direkt zu bestellen im Shop der Website
www.editionkoenigstuhl.com 
oder in jeder Buchhandlung

Arbeitsethos, Bescheidenheit, 
volksnaher Humor und Verant-
wortung für das Ganze sind der 
Nährboden für eine Juristen-
karriere, die den im ländlichen 
Raum aufgewachsenen Autor 
bis zum Amt eines Bundes-
richters und Professors an der 
Universität Zürich führte. 

«Eine eindrückliche  
Autobiographie»!

WORTE DER PRÄSIDENTIN DER JUNGEN SVP KANTON ZÜRICH

Warum Junge SVP? 
Geschätzte Leserin, geschätzter Leser, 
häufig werde ich neugierig gefragt: 
«Warum soll ich mich bei der Jungen 
SVP engagieren?» Die Antwort darauf 
ist vielseitig, denn die Junge SVP bie-
tet viel. Wir sind die Plattform für 
junge heimat- und freiheitsliebende 
Bürgerinnen und Bürger, die Verant-
wortung für die Zukunft unseres Lan-
des übernehmen wollen.

«Klartext» reden
Die Junge SVP bietet jungen Menschen 
die Möglichkeit, sich in der politischen 
Landschaft auf der bürgerlichen Seite 
zu positionieren. In einer Zeit, in der 
viele Parteien zu «Fähnli» verkommen 
und kurzsichtige Lösungen anbieten, 
bleiben wir standhaft in unserer Über-
zeugung: Heimatverbundenheit, Frei-
heit und Eigenverantwortung. Junge 
Menschen haben bei uns die Chance, 
ihre Stimme in entscheidenden politi-
schen Diskursen einzubringen. Sei es 
bei der Sicherheit, der Migration oder 
der Bildung – es gibt viel zu tun! Wer 
sich aktiv beteiligt, kann direkt Ein-
fluss auf das politische Geschehen neh-
men und mit uns, getreu nach unse-
rem Motto, «Klartext» reden.

Persönliche Weiterentwicklung
Neben der politischen Arbeit bietet die 
Mitgliedschaft in der Jungen SVP auch 

die Möglichkeit, persönliche Fähigkei-
ten zu stärken. Sei es im öffentlichen 
Reden, in der Debattenkultur oder in 
der Organisation von Veranstaltungen. 
Wir erkennen und fördern Potenzial, 
denn die Entwicklung junger Talente 
ist nicht nur für unsere Jungpartei, 
sondern auch für die SVP enorm wich-
tig. Viele namhafte Politikerinnen und 
Politiker haben ihre ersten politischen 
Erfahrungen bei der Jungen SVP ge-
macht.

Gemeinschaft
Gemeinsame Werte und Traditionen 
verbinden. Bei unserer politischen Ar-
beit steht auch immer wieder das Ge-
meinschaftsgefühl im Vordergrund. Wir 
veranstalten regelmässig Events, von 
politischen Diskussionsrunden über 
Grillfeste bis hin zum Ski-Weekend in 
den Bergen. Für Spass und Abwechs-
lung ist gesorgt, sodass für jeden etwas 
dabei ist.

Der erste Schritt
Für viele ist die Junge SVP der Ein-
stieg in die politische Welt. Zahlreiche 
unserer Mitglieder haben erfolgreich 
ihren Weg in die SVP gefunden oder 
übernehmen bereits politische Verant-
wortung in einem Mandat. Die Junge 
SVP bietet jungen Menschen die Mög-
lichkeit, sich frühzeitig in die Politik 

einzubringen, Kontakte zu knüpfen und 
wichtige Erfahrungen zu sammeln, die 
auch auf beruflicher und persönlicher 
Ebene wertvoll sind.

Kennst du jemanden?
Viele junge Menschen haben genug von 
der bevormundenden Woke-Kultur, ver-
stopften Strassen und der wuchern-
den Kriminalität. 

Kennst du auch jemanden in dei-
nem Umfeld, der zwischen 14 und 
35 Jahre alt ist und Klartext reden 
will? Dann erzähle ihm unbedingt 
von uns. Eine Anmeldung ist über 
unsere Webseite oder per Mail 
(info@jsvp-zh.ch) möglich. Selbstver-
ständlich ist auch ein unverbindli-
ches Schnuppern an einem unserer 
Anlässe möglich. 

Wir freuen uns auf neue Gesich-
ter und möchten uns an dieser Stel-
le für dein Weitersagen herzlich be-
danken.

von 
Naemi Dimmeler

FRAKTIONSERKLÄRUNG DER SVP-/EDU-FRAKTION 

Paracycling- und Rad-WM – keine 
unverhältnissmässigen Ein
schränkungen der Bevölkerung und 
der Gewerbetreibenden mehr!

Nervenaufreibende Staus, massive Ein-
schränkungen der Bevölkerung und der 
Gewerbetreibenden sowie ein grosser 
wirtschaftlicher Schaden: Die 9-Tage 
dauernde Paracycling- und Rad-WM 
führte zu starken Verkehrseinschrän-
kungen in diversen Gebieten des Kan-
tons Zürich. 

Um es vorweg klarzustellen: Die SVP 
ist durchaus dafür, dass im Kanton Zü-
rich Grossveranstaltungen stattfinden 
können und so die Attraktivität des 
Standortes Zürich in die Welt hinaus-
getragen wird. Diese über eine Woche 
andauernde Rad-WM gehörte jedoch 
nicht zum Leuchtturmprojekt des Kan-
tons Zürich. Insbesondere in der Stadt 
Zürich waren die negativen Auswirkun-
gen massiv und völlig unverhältnismäs-
sig. Dazu kommt, dass die Stadtregie-
rung von Zürich die Vereinbarung mit 
den Mitgliedern des Forums Zürich 
missachtete. Zahlreiche Unternehmen 
mussten ihre Türen mangels Kundschaft 
und Erreichbarkeit schliessen oder gros-
se Einbussen in Kauf nehmen. 

Wer jetzt denkt, dass dafür viele aus-
wärtige Gäste in den Kanton Zürich 
reisten, um sich das Spektakel anzuse-
hen, hier zu konsumieren und zu über-
nachten, täuscht sich. Wie es nach ers-
ten Einschätzungen der Hotellerie- und 
Gastro-Branche aussieht, konnten nicht 
mehr (vermutlich sogar weniger) Über-
nachtungen und Restaurant-Besuche 
verzeichnet werden. Von einer erhöh-
ten Wertschöpfung kann also definitiv 
nicht gesprochen werden. 

Für Spitäler war der Anlass eine Zit-
terpartie, zumal der Stau dazu führte, 
dass ein rasches Zufahren der Blaulicht-
organisationen infrage gestellt wer-
den musste. Auch die Möglichkeiten 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in den jeweiligen Betrieb zu gelan-
gen, waren stark eingeschränkt. Ganz 
allgemein wurden die Bürgerinnen und 
Bürger stark und in nicht nachvollzieh-
barem Ausmass in ihrer Bewegungs-
freiheit beschnitten. 

Dass das Ganze enorm viel städtisches 
und kantonales Personal – insbesonde-
re seitens der Polizei – band, setzt dem 
Ganzen die Krone auf. So hat die Stadt-
polizei Zürich vergangenes Wochenen-
de die Besetzung des Kanzlei-Areals 
unter anderem deshalb nicht umgehend 
aufgelöst, weil wegen der Rad-WM zu 
wenig Personal verfügbar war. 

Steuergelder wurden richtiggehend 
verschleudert. An verschiedenen Orten 
wurden ganze Verkehrsinseln entfernt, 
d.h. Pflastersteine weggespitzt, um freie 
Fahrt für die Athleten zu haben. Die 
Inseln müssen nun für teures Geld wie-
derhergestellt werden. Ein völliger Irr-
sinn!

Fazit für uns: Mit drei Tagen Paracy-
cling- und Rad-WM und geringen Ein-
schränkungen für Bürger und Gewer-
be hätten wir leben können. Dieser über-
dimensionierte Anlass war zu viel des 
vermeintlich Guten. Er freute primär 
unsere Classe politique, die an VIP-Apé-
ros die Gläser klingen lassen konnte. 
Dahingegen wurden Bürger und Gewer-
be schikaniert und ein massiver wirt-
schaftlicher Schaden verursacht. 

Abschliessend möchte ich nochmals 
betonen: Es ist wichtig, das Grossanläs-
se stattfinden können. Es ist uns aber 
auch wichtig, dass die Gemeinden, das 
Gewerbe und die Direktbetroffenen 
künftig stärker einbezogen werden und 
Einschränkungen so gering wie mög-
lich gehalten werden. Die SVP steht 
mit den Gemeinden und dem Gewerbe 
im Gespräch, um einen entsprechen-
den Vorstoss vorzubereiten. 

Tobias Infortuna
Kantonsrat SVP 
Egg

Linksgrün verursacht mit seinen Vorstössen einmal mehr unnötige Kosten.
� Bild: Adobe Stock

Anita Borer
Kantonsrätin SVP
Uster

Hier geht’s zum Video  
aus der Kantonsrats- 
sitzung:

Die SVP des Kantons Zürich auf Facebook
www.facebook.com/svpzuerich
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POLITIK TRIFFT GEWERBE

Ehemalige Räte erleben interessante Führung
Am 19. September trafen sich knapp drei Dutzend ehemalige Räte bei der Firma Schindler & Scheibling in Saland.  
Nach dem obligaten Kaffee im Fest-Chalet starteten drei Gruppen zu den Führungen durch die innovative Firma. 

svp. Die fünfköpfige Geschäftsleitung 
ist mit durchschnittlich 37 Jahren sehr 
jung und hat mit 140 Mitarbeitenden 
offensichtlich erkannt, wie Fachkräfte 
gewonnen und motiviert werden kön-
nen. 

Was mit dem Rohstoff Holz alles mög-
lich ist und wie die Wertschöpfungs-
kette Holz Region Zürcher Oberland 
davon profitieren kann, durften wir vor 
Ort erfahren und beobachten. Moderns-
te Maschinen bauen Teile zu Elemen-
ten zusammen. Ganze Häuser entste-
hen und können auf dem Bauplatz in 
kurzer Zeit zusammengefügt werden. 
Das Ganze basiert auf genauer Planung 
und Energiewerte und Ökobilanz sind 
erstaunlich. Die Produktion des Holz-
Echt-Systems (Verarbeitung von Holz 
nur aus dem Zürcher Oberland ohne 

Leim, Kunststoff und Metall) war eben-
so eindrücklich wie der Käse-Humidor, 
der in verschiedenen Geschäften im 
Einsatz steht.

Informationen aus der Politik
Beim offerierten Apéro begrüsste die 
Pfäffiker Gemeinderätin Rajka Frei die 
Gruppe und stellte kurz den Bezirk und 
die SVP vor. Danach sprach der Gemein-
depräsident von Bauma, Andreas Sud-
ler, parteilos, der das feine Dessert spen-
dierte. Das anschliessende Essen bot 
Gelegenheit für den Austausch unter 
Ehemaligen. Kantonalpräsident, Kan-
tonsrat Domenik Ledergerber, erklärte, 
wie abgewiesene Asylbewerber ausge-
flogen werden. Eine äusserst aufwen-
dige Arbeit, bei der die Sicherheitskräf-
te bis zum Äussersten gefordert sind, 

was grosse Wertschätzung verdient. Es 
wäre zu schön, wenn die Zuwanderung 
endlich begrenzt werden könnte, war 
seine klare Folgerung dieses Erlebnis-
ses. Der Applaus war ihm sicher. Nicht 
nur für seine Meinung, sondern auch 
für die immense Arbeit, die er als Prä-
sident der SVP Kanton Zürich leistet. 

Ein spezieller Dank ging an die Spon-
soren, die Firma Schindler & Scheibling, 
die Gemeinde Bauma und die SVP Be-
zirk Pfäffikon. Ohne diese wäre ein sol-
cher Anlass nicht möglich. Und dem 
OK Ueli Betschart, Felix Hess und The-
res Weber-Gachnang wurde für die Idee 
und die Umsetzung dieses interessanten 
und gemütlichen Treffens gedankt. Die 
Zeit verging wie im Flug und man war 
sich einig – ein nächstes Treffen soll 
schon bald wieder stattfinden.

BEZIRKSBEHÖRDENKONFERENZ SVP WINTERTHUR

Wo drückt der Schuh?
«Die KMU bilden das wirtschaftliche 
Rückgrat unserer Gesellschaft und schaf-
fen nicht nur die regional benötigten 
Jobs, sondern halten sie auch», appel-
liert Peter Uhlmann, Organisator der 
Bezirksbehördenkonferenz, an die zahl-
reich erschienenen Behördenmitglieder 
und fährt im gleichen Atemzug mit 
der Frage fort: «Wo drückt der Schuh?» 
Die Behördenmitglieder sollen von 
Amtes wegen ein offenes Ohr für die 
Anliegen der KMU haben, denn diese 
leiden unter der weiter zunehmenden 
Bürokratie – und sei es nur die Abgabe 
einer weiteren Statistik – und dem Um-
stand, dass der Staat, der mittlerweile 
mehr Arbeitsstellen schafft als die Pri-
vatwirtschaft, einen höheren Lohn für 
dieselbe Arbeit anbietet als es KMU fi-
nanziell verkraften könnten, womit die 
Arbeitnehmenden vermehrt von der 
Privatwirtschaft zum staatlichen An-
stellungsverhältnis abwandern. 

Schreinerei Huss ist Gastgeber
Diese Herausforderungen kennt Stefan 
Huss, Leiter der Schreinerei Huss in Wie-
sendangen und Gastgeber der diesjäh-
rigen Konferenz, nur allzu gut. Er führt 
das Familienunternehmen, das im Jahr 
1842, sprich noch vor dem Sonderbunds-
krieg und der darauffolgenden Annah-
me einer Bundesverfassung, vom Urur-
ur-Grossvater gegründet wurde, bereits 
in der sechsten Generation. Dieses KMU 
zählt  – neben ihm und seiner Frau  – 
insgesamt vier Mitarbeiter, wobei drei 
davon unmittelbar in Wiesendangen 
beheimatet sind. 

Ausser mit Privatkunden arbeitet die 
Schreinerei Huss auch oft mit Bauher-
ren und Architekten zusammen, wobei 
sich das Unternehmen vorwiegend auf 
den Innenausbau und Renovationen 
sowie auf Möbel und Küchen nach Mass 
fokussiert. 

Die anwesenden Behördenmitglieder 
kamen in den Genuss eines Firmenrund-

gangs und Stefan Huss stellte sich ge-
duldig den vielfältigen Fragen. Schon 
beim Betreten der Werkstätte stieg einem 
sofort dieser vertraute Duft in die Nase, 
eine Mischung aus Holz und Leim, und 
auch die altgedienten Werkbänke, die 
so mancher noch aus dem Werkunter-
richt während der eigenen Schulzeit 
kennt, stehen neben beeindruckenden 
Maschinen, die das Handwerk mit Si-
cherheit erleichtern. Nichtsdestotrotz 
setzt der Chef nicht nur auf das tradi-
tionsreiche Schreinerhandwerk, sondern 
auch – im Sinne eines zweiten Stand-
beines – auf die Vermietung von Lager-
räumen, die auf dem eigenen Areal un-
tergebracht sind. 

Aktuelle Themen aus dem 
Kantonsrat
Nach diesem lehrreichen Rundgang be-
richtete Fraktionspräsident Tobias Weid-
mann über die aktuellen Themen des 
Kantonsrats und betonte die einfache, 
aber einleuchtende Grundregel, die aber 

von anderen Parteien des Öfteren nicht 
verstanden wird. «Wer mehr Steuer-
substrat erhalten will, der muss die 
Steuern senken», erklärte das kanto-
nale Ratsmitglied. Je tiefer die Steuern 
sind, desto eher verbleiben die Unter-
nehmen im Kanton. Im Anschluss er-
wartete die Anwesenden ein Abendes-
sen der besonderen Art: Die Würmli AG, 
ein KMU aus Gundetswil, verwöhnte 
ihre Gäste mit Kartoffelsalat, einer be-
achtlichen Auswahl an Broten und Spe-
zialitäten vom Grill sowie mit einer fri-
schen Cremeschnitte zum Dessert. 

Die Süsse dieser Cremeschnitte mag 
vergänglich sein, doch das dankende 
Schlusswort von Nationalrat Martin 
Hübscher an die Behördenmitglieder 
bleibt durchaus länger in Erinnerung: 
«Ihr seid das Wichtigste und beweist, 
dass man auf dieser Ebene viel bewe-
gen kann.»

Kevin Kübler, Redaktor, SVP 
Bezirksvorstand Winterthur

SVP BASSERSDORF – GENERALVERSAMMLUNG

Gemeinderatswahlen  /  Asylunter­
künfte
Die Generalversammlung der SVP Bassersdorf fand dieses Jahr  
später als üblich statt. Neben den statutarischen Geschäften standen  
zwei Hauptthemen im Fokus. 

Für die Ersatzwahl in den Gemeinderat 
präsentieren wir mit unserem neuen 
Vorstandsmitglied Biagio Rizzo einen 
erfahrenen Führungskandidaten. Biagio, 
seit 13 Jahren im Ortsteil Baltenswil an-
sässig, engagiert sich in verschiedenen 
Vereinen. Als Inhaber und Geschäftsfüh-
rer eines KMU bringt er die erforderli-
chen Kompetenzen für das Amt mit. Die 
Versammlung nominierte ihn einstim-
mig.

Gescheiterte Asylpolitik
Bei der Parolenfassung zum 6-Millionen-
Franken-Kredit für eine Asylunterkunft 
im Quartier Ufmatten entbrannte eine 
lebhafte Diskussion. Letztlich sprach 
sich die Mehrheit gegen diese Urnen-
vorlage vom 24. November aus.

Die Hauptgründe für die Ablehnung 
waren Bedenken hinsichtlich der als 

gescheitert empfundenen Schweizer 
Asylpolitik, die hohen Kosten angesichts 
des knappen Gemeindebudgets sowie 
Fragen zur Standortwahl inmitten eines 
Wohngebiets. Der Vorschlag sieht einen 
Bau mit einer Nutzungsdauer von zwan-
zig Jahren vor. Die Sicherheit der An-
wohner hängt dabei massgeblich von 
den künftigen Bewohnern ab. Gegen-
wärtig ist dies noch kein akutes Thema – 
aber wie sieht es in fünf Jahren aus, 
wenn die Mehrheit der Flüchtlinge mit 
Schutzstatus S in ihre Heimat zurück-
gekehrt sein wird?

Im Anschluss an die Versammlung 
fand ein Apéro riche statt, der Gelegen-
heit für zahlreiche anregende Gesprä-
che bot.

Heinz Bohli,  
Präsident SVP Bassersdorf

Das alljährliche Alträtetreffen erfreut sich grosser Beliebtheit. � Bild: zVg

Schindler & Scheibling verfügt über die 
modernste, vollautomatisierte 
Produktionsstrasse im Holzbau.� Bild: zVg

V.l.n.r.: Stadtparteipräsident Marco Graf, Stefan und Barbara Huss, NR Martin 
Hübscher, KR Tobias Weidmann und Organisator aKR Peter Uhlmann. � Bild: zVG

JÄHRLICHER AUSTAUSCH ZUR ZUSAMMENARBEIT

Treffen Zürcher Nationalräte und  
Büro Parteileitung 
Am vergangenen Sonntagvormittag haben sich zahlreiche Nationalräte  
und die Mitglieder des Büros Parteileitung zum konstruktiven Gespräch in 
Uitikon getroffen.

svp. Die Zürcher SVP-Nationalräte und 
die Mitglieder des Büros Parteileitung 
haben sich auch dieses Jahr am ver-
gangenen Sonntagmorgen zum stra-
tegischen Austausch getroffen. 

Dieser ist wichtig, um die politische 
Durchsetzung der Politik der SVP so-
wohl auf kantonaler wie auch eidge-
nössischer Ebene zu erhöhen. Die Kom-
bination mit einem feinen Sonntags-

brunch ist gelungen und hat wichtige 
Erkenntnisse gebracht, die die SVP des 
Kantons Zürich in die politische Arbeit 
einfliessen lassen wird. Bereits wurde 
der Termin für das nächste Jahr im 
Raum Uster fixiert.

Anschliessend an das Treffen besuch-
ten einige der anwesenden Mandats-
träger das Absenden beim SVP-Schies-
sen in Mettmenstetten. 

Der jährliche Austausch zwischen unseren Nationalräten und dem Büro 
Parteileitung brachte wichtige Erkenntnisse.� Bild: zVg
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ÄRGERNISSE BEI DER RAD-WM

Die kantonale Politik hat vieles aufzuarbeiten
Nach der Rad-WM haben Stadt und Kanton Zürich viel aufzuarbeiten. Der Kanton Zürich hatte zu  
diesem Grossanlass nichts zu sagen. Der Kantonsrat wurde von der Regierung nie befragt. Vor allem hätte  
man gerne gewusst, was der finanzielle und logistische Aufwand für die einzelnen Gemeinden bedeutet. 

rw. Wohlverstanden, bei dieser Kritik 
geht es nicht um den tragischen Tod 
einer Radrennfahrerin. Sicher hätte man 
in dieser Krisensituation anders kom-
munizieren müssen. Aber diese Ab-
klärungen liegen bei den Gremien der 
Justiz. 

Zusätzliche Para-WM war unnötig
Erstmals in der Geschichte wurden die 
Para-Wettbewerbe zeitlich und örtlich 
in die Rad-WM integriert. Total wurden 
66 Medaillensätze vergeben. Die Inklu-
sion der Para-Athleten war der ausdrück-
liche Wunsch der Stadt und des Kan-
tons Zürich und keine Vorgabe des Rad-
Weltverbands UCI.

Umso absurder ist das Verhalten des 
Kantons, der bis heute keine klare fi-
nanzielle Stellungnahme abgegeben 
hat. Und: Haben sich die Veranstalter, 
Stadt und Kanton mit der zusätzlichen 

Übernahme der Para-WM nicht zu viel 
aufgeladen?

«Grosses Fest für das Velo»
Das Budget beträgt laut Veranstaltern 
22 Millionen Franken. Den allergröss-
ten Teil dafür liefert die öffentliche Hand 
(Stadt, Kanton und Bund). Wie hoch der 
Anteil des Kantons ist, ist aber nirgends 
zu erfahren. Experten gehen davon aus, 
dass die Wertschöpfung bis zu dreimal 
höher sein könnte. Die WM ist der gröss-
te Sportevent auf Schweizer Boden seit 
der Fussball-EM 2008. Vor allem in der 
Stadt Zürich war überall zu merken, 
dass das Motto nicht nur ein Fest für 
das Velo, sondern vor allem ein «Kampf 
gegen das Auto und das Gewerbe» war. 

Rad-WM als quasi Arbeitsverbot?
Die Rad-WM brachte zahlreiche Aus-
nahmesituationen, auf die die Behör-

den eigentlich das Volk hätten vorbe-
reiten müssen. Das geschah jedoch weit-
gehend nicht. In der Region wurden 
zahlreiche wichtige Strassen gesperrt. 
Das erschwerte es vielen Unternehmern 
enorm, ihr Angebot aufrechtzuerhalten. 
Ob Garagen, Friseursalons oder kleinere 
Konsumbetriebe, alle wurden von die-
sem Grossereignis in Mitleidenschaft ge-
zogen. Lieferketten wurden unterbro-
chen. Haben das die Veranstalter und 
der Kanton wirklich alles vorher kom-
muniziert? Schwere Zweifel sind ange-
bracht. Während der für Sport zuständi-
ge Regierungsrat meinte, sich im Schweiz-
T-Shirt in der VIP-Zone präsentieren zu 
müssen, hätten er und der Kanton lie-
ber ihre Hausaufgaben machen müssen. 
Dass die Stadt inzwischen auto- und 
gewerbefeindlich geworden ist, weiss 
man. Hier hätte der Kanton der Stadt 
Paroli bieten müssen!

MEDIENMITTEILUNG FREIE LANDSCHAFT ZÜRICH 

Soll so der Pfannenstiel aussehen?
Zahlreiche Landschaften, Erholungsge-
biete und einmalige Naturwerte im Kan-
ton Zürich sind durch die Windkraft-
pläne der Baudirektion bedroht, so auch 
der Pfannenstiel und das ganze rechte 
Zürichsee-Ufer, wo in vier Gebieten ins-
gesamt 17 Turbinen errichtet werden 
sollen. 

Freie Landschaft Zürich hat eine ani-
mierte, photorealistische Visualisierung 
dieser vier Gebiete erstellen lassen. Die 
Visualisierung basiert auf präzisen Geo-
daten von swisstopo und existierenden 
Windkraftanlagen (Enercon E-138, Ge-
samthöhe 220 Meter) und zeigt damit 
realitätsgetreu, welche Auswirkungen 
die geplanten Windturbinen auf das 
Landschaftsbild hätten. 

Die komplette animierte Visualisie-
rung finden Sie hier: https://freie-land-
schaft.wistia.com/medias/hxqqcqvshg. 

Die massiven Auswirkungen solcher 
Turbinen stehen in keinem Verhältnis 
zu ihrem sehr bescheidenen Nutzen. 
So würden, gemäss der sehr optimisti-
schen Schätzung der Baudirektion, alle 
vier Gebiete zusammen jährlich 142 
GWh Strom produzieren. Dies wäre 
knapp mehr als die Jahresproduktion 
der KVA Hagenholz (126 GWh) bzw. 
lediglich 45 % der Jahresproduktion des 
Flusskraftwerkes in Eglisau (318 GWh). 
Mit der Stromproduktion aller 17 Tur-
binen liesse sich das Rechenzentrum 
in Beringen/SH (Jahresverbrauch 350 
GWh) gerade einmal knappe fünf Mo-
nate im Jahr betreiben. 

Um die grossartige Landschaft des 
rechten Zürichsee-Ufers zu schützen, 
wurde in der Vergangenheit (berechtig-
terweise) auf wirtschaftliche Entwick-
lungsmöglichkeiten und Infrastruktur-
projekte verzichtet, deren Bedeutung 
weit über die hier erhoffte Strompro-
duktion hinausgegangen wäre: 

	– In der Gewerbezone Biswind in den 
Gemeinden Herrliberg und Erlenbach, 
welche das Kantonsparlament 2014 
verworfen hat, hätten 100 Arbeits-
plätze angesiedelt werden können. 

	– Im Eichholz in Feldmeilen hätte 1970 
auf 20 Hektaren ein Zentrum des Welt-
konzerns Alusuisse mit bis zu 5000 
Arbeitsplätzen entstehen sollen. Das 
Projekt wurde aus Gründen des Na-
turschutzes vehement bekämpft und 
schlussendlich Mitte der Siebziger-
jahre fallengelassen. 

	– In den Siebzigerjahren wurde eine 
vierspurige Schnellstrasse am Pfan-
nenstiel parallel zum Seeufer geplant, 
welche die Seestrasse entlastet hätte. 
Dies stiess aber aus Gründen des Natur- 
und Landschaftsschutzes auf Wi-
derstand. Die Pläne für diese Stras-
se wurden 1981 fallengelassen. 

Es wäre auch vor diesem Hintergrund 
unverständlich, das schon mehrfach vor 
dem Bau- und Wachstumswahn geret-
tete Gebiet jetzt für ein energetisches 
Linsengericht zu opfern! 

Man sollte sich nicht dadurch in fal-
sche Sicherheit wiegen lassen, dass die 
vier Gebiete nur im Status «Zwischen-
ergebnis» im Richtplan eingetragen wer-
den sollen. Dies bedeutet lediglich, dass 
diese Gebiete von der Baudirektion nach 
wie vor als geeignet eingestuft werden 
und nur technisch lösbares Konflikt-
potenzial mit Interessen der Aviatik vor-
läufig einer definitiven Festsetzung im 
Weg steht. D.h., dass z.B. nach einer 

Verlegung von Flugrouten oder einer 
technischen Aufrüstung von Radaran-
lagen die vier Gebiete definitiv festge-
setzt und da Windturbinen errichtet 
werden könnten. Wie schnell dies ge-
schehen kann, zeigt das Beispiel des 
Kantons St. Gallen, wo drei im Mitwir-
kungsentwurf noch als «Vororientie-
rung» aufgeführte Gebiete vor weni-
gen Tagen definitiv im Richtplan fest-
gesetzt worden sind. 

Die Vernehmlassungsfrist für die 
Richtplananpassung im Kanton Zürich 
läuft noch bis am 31. Oktober. Freie 
Landschaft Zürich fordert alle Perso-
nen und Organisationen, die den Wind-
kraftplänen kritisch gegenüberstehen, 
auf, den verbleibenden Monat zu nut-
zen, um sich aktiv an der Vernehmlas-
sung zu beteiligen und Stellungnah-
men einzureichen. Auf unserer Web-
seite geben wir dafür Hilfestellung: 
https://fl-zh.ch/#richtplan. 

Weitere Informationen finden sich 
auch auf unserer Webseite fl-zh.ch 
und für weitere Auskünfte und Rückfra-
gen stehe ich sehr gerne zur Verfügung. 

Martin Maletinsky,  
Präsident Freie Landschaft Zürich 

WAS IST GESCHEHEN?

Unterschriften-Bschiss

Wegen eines erheblichen Anteils an 
ungültigen Unterschriften bei Volks-
initiativen schrieben die Tamedia-Blät-
ter einen staatserschütternden Skan-
dal herbei. Was ist geschehen? 

Offenbar stellte man auf den ein-
gesammelten Unterschriftenbögen ver-
schiedener Volksinitiativen einen über-
raschend hohen Anteil an ungültigen 
Unterschriften fest. Sie wurden vor 
Einreichung der Initiativen ausgeschie-
den.

Für die ganz grosse Aufregung be-
steht also kein Anlass. Die Überprü-
fung durch die Gemeinden hat funk-
tioniert. Zudem: Nicht bei jeder un-
gültigen Unterschrift ist Betrug im 
Spiel. Oft unterschreiben die Bürger 
zweimal, weil sie sich begreiflicher-
weise nach 18 Monaten nicht mehr 

genau erinnern, ob sie den Bogen schon 
einmal unterzeichnet haben. Dann 
wird die zweite Unterschrift durch die 
Gemeinde ausgesondert.

Linke Politiker rufen nach dem Ver-
bot bezahlter Unterschriften. Doch 
diese Linken reichen ebenfalls bezahl-
te Unterschriften ein. Erfahrungsge-
mäss beträgt der Aufwand bei Initia-
tiven und Referenden fünf Franken 
pro Unterschrift; gleichgültig, auf wel-
che Weise man sammelt. Manche Nicht-
regierungsorganisationen und Hilfs-
werke, die Initiativen lancieren, leben 
von Steuergeldern. Und sie bezahlen 
die Unterschriften mit Steuergeldern. 
Dies im Gegensatz beispielsweise zu 
einer «Pro Schweiz», die sich für Un-
abhängigkeit und Neutralität einsetzt 
und die Kosten selber bezahlen muss. 
Und sie ist nicht wie diese staatsna-
hen NGOs steuerbefreit! 

Auch die Gewerkschaften leben von 
Staatsgeld, nämlich den vielen Millio-
nen, die sie für die Überprüfung von 
flankierenden Massnahmen erhalten. 
Damit bezahlen sie die Unterschriften. 
Solches wäre am ehesten zu verbieten.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Nicht bei jeder ungültigen Unterschrift ist Betrug im Spiel.� Bild: Adobe Stock

Blick von Zürich Enge gegen Zollikon, 
Küsnachter Berg und Pfannenstiel. 
� Bild: zVg
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AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Linksgrüner Demonstrationswahnsinn
In der Stadt Zürich ist alles erlaubt, wenn man vom linksgrünen Lager stammt!

Am Freitag, 20. September 2024, haben 
ca. 150 Vermummte und Linksextremis-
ten das Kasernenareal besetzt. Am Sams-
tagabend veranstalteten sie eine ille-
gale Technoparty.

Die Zürcher Stadtpolizei liess die Be-
setzer auf der Kasernenwiese bis auf 
Weiteres gewähren, trotz Art. 10 Abs.1 
des Straf- und Justizvollzugsgesetzes, 
in dem ausdrücklich steht: «Wer sich 
bei bewilligungspflichtigen Versamm-
lungen, Demonstrationen und sonstigen 
Menschenansammlungen auf öffentli-
chem Grund unerkenntlich macht, wird 
mit einer Busse bestraft. Die Untersu-
chung und Beurteilung der Überschrei-
tung steht dem Stadthalteramt zu.»

Wiederholte Ausschreitungen mit 
massiven Sachschäden
Es ist nicht das erste Mal, dass Stadträ-
tin Karin Rykart verschiedene Demons-
trationen zulässt und toleriert, sodass 
die Chaoten beziehungsweise Hooligans 
bei ihren Streifzügen Sachschaden über 
mehrere 100 000 Fr. anrichten. Dazu 
will die Stadträtin den Schaden, welcher 
den Eigentümern entstanden ist, nicht 
vergüten; dieser bleibt somit an den 
Steuerzahlern hängen.

In den letzten Jahren fanden in Zü-
rich 25 Demonstrationen statt, die aus 
dem Ruder gelaufen und mit sehr hohen 
Sachschäden in Millionenhöhe einher-
gegangen sind. Einige Beispiele für il-
legale Demonstrationen mit Sachschä-
den und Gewalt:

	– Die Kocharealräumung mit mehreren 
100 000 Fr. Sachschäden. Die Stadt-
rätin meinte, dass dies verhältnismäs-
sig gewesen sei. Sie verharmlost den 
Frauenstreik vom 14. Juni 2023, auch 
hier mit beträchtlichem Sachschaden.

	– Anti-WEF-Protest vom 17. Januar 2023, 
bei dem über 200 Aktivisten Haus-

fassaden versprüht haben. Die Poli-
zei ist mit einem Grossaufgebot aus-
gerückt und wurde dabei mit pyro-
technischen Gegenständen angegrif-
fen und verletzt.

	– Am 20. Januar 2024 kam es zu einem 
Polizeieinsatz in Schwamendingen 
und am Schaffhauserplatz, bei dem 
über 200 wütende und vermummte 
Gewalt-Chaoten ihrer Wut freien Lauf 
liessen. Die Angreifer stürmten die 
Trams und beschädigten alles, was 
ihnen in die Quere kam. Auch hier 
wurde die herbeigerufene Polizei mit 
Flaschen und Steinen beworfen. Bei 
dieser Ausschreitung wurde ledig-
lich eine Person zur weiteren Abklä-
rung auf den Polizeiposten gebracht.

	– Am 9. März 2023 kam es zu einer un-
bewilligten Demonstration in den Krei-
sen 1 und 4. Auf ihrer Route haben 
die Demonstranten diverse Hausfas-
saden mit Sprayereien besudelt und 
zahlreiche Sachschäden verursacht.

Missachtung des Volkswillens
Nachdem am 3. März 2024 der Gegen-
vorschlag zur Anti-Chaoten-Initiative 
mit 64% angenommen wurde, präsen-
tierte sich die grüne Sicherheitsvorste-
herin der Stadt Zürich in einer Nacht-
und-Nebel-Aktion mit einem Vorschlag, 
der alle verärgert hat.

Nach dem Willen der Stadtregierung 
wird künftig für Demonstrationen mit 
bis zu 100 Personen keine Bewilligung 
mehr benötigt. Das Meldeverfahren 
wurde unbürokratisch vereinfacht und 
ist kostenfrei.

Die Sicherheitsvorsteherin scheint 
eine gewisse Freude und Erholung zu 
empfinden, wenn eine illegale Demons-
tration oder Technoparty stattfindet. 
Sie schikaniert mit Dutzenden von Auf-
lagen jedes kleine Quartierfest und auch 
das alteingesessene Züri Fäscht, wenn 
es aber um Klimaaktivisten geht, hat Frau 
Stadträtin immer ein grosses Herz und 
Goodwill.

Im Herbst 2021 haben die Klimaak-
tivisten die Stadt in Beschlag genom-
men. Obwohl sie keine Bewilligung er-
halten haben, liess die Stadtpolizei sie 
gewähren und stellte sogar eine Toi-
Toi-WC-Anlage zur Verfügung.

Wie lange müssen wir dies  
noch erdulden?
Es ist offensichtlich, dass Stadträtin Ry-
kart hin- und hergerissen ist. Das neue 
Meldeverfahren ist eine Reaktion auf 
ihre ideologische Haltung gegenüber 
ihrer Partei und der Realität. Es liegt 
nicht in ihrer Absicht, ihre eigenen 
Leute zu vergraulen.

Es wäre am besten, wenn es für De-
monstranten keine Auflagen geben 
würde. Solange die linke Mehrheit im 
Stadtparlament Zürich anhält, werden 
sich die linken Parteien durchsetzen. 
Folglich sind sie verantwortlich für das 
Schlamassel, das wir heute haben.

Es ist nicht das erste Mal, dass Si-
cherheitsvorsteherin Rykart in puncto 
Demonstrationen den Überblick verliert. 

AUS DEM WINTERTHURER GEMEINDERAT

Die Stadt muss die Investitionen in den Griff bekommen
Der Stadtrat legt für 2025 ein Budget vor, das einen Einnahmenüberschuss von 10 Millionen Franken und einen 
gleichbleibenden Steuerfuss vorsieht. Ist also in Winterthur finanziell alles in Ordnung? Keineswegs!

Der Plan sieht vor, dass die Stadt 128 
neue Stellen schafft, davon allein 24 
Stellen «infolge steigender Anmeldun-
gen und Nachholbedarf» für «Familie 
und Betreuung» im Departement Schu-
le und Sport der Grünen Stadträtin Mar-
tina Blum. Man schafft mit Steuergel-

dern ein grosszügiges Angebot, und 
wenn die Nachfrage steigt, wird dieses 
ohne Massnahmen aufrechterhalten.

Die SVP ist irritiert, dass der Stadtrat 
die 128 neuen Stellen sowie massive 
Kostensteigerungen bei Schule, Betreu-
ung und Pflege lediglich mit einem Ver-
weis auf Vorgaben von Bund und Kan-
ton rechtfertigt. Sicher, vor allem der 
Kanton bestimmt in diesen Bereichen 
zu einem grossen Teil, welche Leistun-
gen die Stadt zu erbringen hat. Aber 
der Handlungsspielraum der Stadt bei 
der Erfüllung der Vorgaben ist gross. 
So macht es einen grossen Unterschied, 

ob lediglich die Minimalanforderungen 
abgedeckt sind oder ob der Stadtrat die 
Leistungen noch perfektioniert. Auch 
Entscheide wie den Kauf von (sonst un-
verkäuflichem) Solarstrom verteuert den 
städtischen Betrieb massiv. Die SVP er-
wartet, dass der Stadtrat seine Verant-
wortung beim Management der Leis-
tungsniveaus und der Kosten endlich 
wahrnimmt.

Der Ausblick ist tiefrot
Der ineffiziente Einsatz von Steuergel-
dern hat Folgen. So sieht der Finanz- 
und Aufgabenplan (FAP) für das Jahr 
2027 einen Verlust von 46 Millionen 
Franken vor. Angekündigte Massnah-
men: keine.

Der Stadtrat beantragt im Budget 2025 
Investitionen von 238 Mio. Franken. Das 
sind 87 Mio. mehr als in der Rechnung 
2023.

Die Stadt muss die Investitionen in 
den Griff bekommen. Die Investitionen 
sind die Kosten und damit die Steuer-
belastung von morgen. Zum einen sind 
die Investitionen härter zu priorisieren, 
zum anderen muss die Stadt günstiger 
bauen. Insbesondere sind selbstdefinier-
te Standards zu senken. Die Stadt muss 
in den nächsten Jahren zahlreiche Schul-
häuser sanieren und ein neues bauen. 
Dabei werden Anforderungen des Kan-
tons – zum Beispiel für Nebenräume – 
bis zum letzten Komma als zwingende 

Vorgabe umgesetzt. Verhandlungen mit 
dem Kanton oder selbstständiges Den-
ken und Handeln sind für die hochbe-
zahlten «Fachspezialisten» undenkbar. 
Man könnte sich ja unbeliebt machen.

Die Stadt kann sich den «Winter-
thurer Gold-Standard» schlicht nicht 
leisten. Der Stadtrat muss aufhören, die 
gesetzlichen Anforderungen mit Luxus-
lösungen im Baubereich und bei Pro-
jekten zu übertreffen.

Ein Beispiel: Die Stadt saniert nach 
25 Jahren den Spielplatz Inneres Lind 
für 300 000 Franken. So weit so gut. 
Das darf man nach 25 Jahren wahr-
scheinlich machen und es ist sinnvoll, 
dass die Bevölkerung Wünsche anbrin-
gen kann. Unverständlich ist aber, warum 
diese Mitwirkung 25 000 Franken kos-
ten darf. Es gibt auf der entsprechen-
den Webseite nicht nur ein Onlinefor-
mular, was völlig genügen würde. Nein, 
es wurde eigens eine App entwickelt. 
Offenbar ist dem Stadtrat wieder ein-
mal nur der Gold-Standard gut genug. 
Finanziert wird das Ganze natürlich 
auf dem Buckel der Steuerzahler.

Der Stadtrat hat es sich gemütlich 
gemacht und profitiert von den immer 
höheren Geldern aus dem kantonalen 
Finanzausgleich. 

Damit lassen sich Projekte vergolden 
und Luxusleistungen finanzieren. Fi-
nanziell nachhaltig ist das nicht, be-
quem halt schon. Und das Risiko, dass 
der Kanton das Füllhorn nicht mehr so 
grosszügig über Winterthur ausschüt-
tet, wird ignoriert.

Wenn eine im Gemeinderat be-
handelte Vorlage zur Volksabstim-
mung gelangt, dürfen die Partei-
en jeweils eine selbst formulier-
te Empfehlung im Abstimmungs-
büchlein platzieren. Dieses wird 
von der Stadt an die Stimmbe-
rechtigten verschickt. Das Recht 
der Parteien, eine Stellungnahme 
abzugeben, basiert auf einer Ver-
einbarung zwischen dem Gemein-
de- und dem Stadtrat. Allerdings 
muss die Abstimmungsempfeh-
lung vorher jeweils zwei Kontrol-
len durchlaufen: Zuerst prüft sie 
der Stadtrat und anschliessend die 
Geschäftsleitung des Gemeinde-
rats auf «offensichtlich wahrheits-
widrige Inhalte» und «Ehrverlet-
zungen». Während Letzteres prak-
tisch nie zu einem Problem wird, 
ist die Klärung der Wahrheit aus 
politischer Perspektive oft we-
niger eindeutig. So kommt es in 
der Geschäftsleitung (hinter ver-
schlossenen Türen) regelmässig zu 
heftigen Diskussionen zwischen 
der rotgrünen Mehrheit, die der 
bürgerlichen Minderheit diktieren 
will, wie sie ihre Abstimmungs-
empfehlungen zu formulieren hat. 
Eine solche Diskussion ist vorletz-
ten Mittwoch aus dem Ruder ge-
laufen und deshalb ausnahmswei-
se an der Gemeinderatssitzung an 
die Öffentlichkeit getragen wor-
den. Es ging dabei um die Reakti-
on der FDP auf die Volksinitiative 
«Tschüss Genderstern». Diese von 
Susanne Brunner, Co-Präsidentin 
der SVP Stadt Zürich, lancierte In-
itiative will das linke Sprachdik-
tat abschaffen. Der Stadtrat hatte 
gegen den Standpunkt der FDP 
nichts einzuwenden. Doch die Ge-
schäftsleitung des Gemeinderats 
wollte den wohl nicht im Gender-
Sprachduktus abgefassten Text 
à tout prix nicht zur Publikation 
freigeben. Im Rat wehrte sich die 
FDP mit Unterstützung der SVP 
gegen die Zensurversuche von 
Rotgrün und drohte mit rechtli-
chen Schritten, falls die Meinungs-
äusserungsfreiheit nicht respek-
tiert werde. Der Fraktionschef der 
FDP, Michael Schmid, sprach von 
einer «willkürlichen und skan-
dalösen Kompetenzverletzung» 
der Geschäftsleitung und beton-
te, dass die «freie Meinungsäusse-
rung eine elementare Vorausset-
zung für die freie Willensbildung 
und damit für die Demokratie 
unverzichtbar» sei. Eine AL-Spre-
cherin brachte anschliessend das 
Demokratieverständnis der Lin-
ken auf den Punkt. Sie beharr-
te darauf, dass es «grundsätzlich 
kein Recht auf einen Minderheits-
standpunkt» gebe, solange dieser 
die rotgrüne Gesinnungsprüfung 
nicht bestehe. Doch eine Woche 
später knickte die linke Ratsmehr-
heit ein und bewilligte schlussend-
lich den Text, wohl aus Furcht vor 
dem drohenden Rechtsverfahren. 
Beim Zensurversuch ging es offen-
bar um zwei Wörter, die aus dem 
Text hätten gestrichen werden sol-
len, mehr wurde nicht bekannt 
gegeben. Bei der Lektüre des 
nächsten Abstimmungsbüchleins 
können Sie rätseln, um welche es 
sich handeln könnte.

Zensurversuch im 
Gemeinderat

Der ineffiziente Einsatz von Steuergeldern hat Folgen. � Bild: Adobe Stock

Christian Hartmann
Stadtparlamentarier und 
Fraktionspräsident SVP
Winterthur

von
Stefan Urech

Fadegrad

Die Zahl gewaltsamer Demonstrationen hat ein besorgniserregendes Niveau erreicht.� Bild: Adobe Stock

Michele Romagnolo
Gemeinderat SVP
Zürich
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Per sofort an der Allmannstrasse 22 in 
8052 Zürich

4,5-Zimmer 
Reiheneinfamilienhaus 
Parkett, Dusche/WC, Balkon, 
Veranda, eigener Garten, 
Waschmaschine/Tumbler. Max. 2 
Personen. 1 Parkplatz. 3000.- exkl. 
Besichtigung: D. Richter 079/4018364 

gegen Missbrauch 
für faire Regeln

2xJA zum
 Mietrecht

mehr-wohnraum.ch

am 24. November

Erfolgreich werben 

im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»

SVP BUCH AM IRCHEL

Herbstmärt für Grenzschutz und gegen Windrad-Diktat 
Pünktlich um 9 Uhr trafen wir uns beim Marktstand, um einzurichten. Da war schon klar,  
dass die Buchemer-Wetter-Fee keine Marktgängerin ist, denn es goss wie aus Kübeln.

Das OK hatte die Stände bereits im Vor-
feld aufgestellt – herzlichen Dank auch 
noch an dieser Stelle. 

Die Autos waren anständig gefüllt 
mit Material, auch elektrische Herdplat-
ten und Kabelrollen waren dabei für 
den Fall, dass das Feuer in der Feuer-
schale nicht brennen wollte bei dieser 
Nässe. Denn unser Vorhaben war: Das 
selber gekochte Gulasch aus regiona-
len Zutaten wie Rindfleisch, Kartoffeln, 
Karotten und Zwiebeln, über dem 
Feuer in einem Topf zu wärmen. Herz-
lichen Dank an dieser Stelle an And-
rea und Markus Weilenmann für das 
Rüsten, Kochen und für das feine sel-
ber gebackene Brot aus Dinkelmehl 
vom Hof Sandwies! 

Dank dem sehr trockenen Buchen-
holz aus Buch am Irchel loderte das 
Feuer vorzüglich. Auch die Feuerwehr, 
welche einen Wettbewerb mit einer Kü-
belspritze hatte, schaffte es nicht, unser 
Feuer auszumachen, respektive, wir 
hatten ihnen bereits am Morgen harte 
Strafe angedroht, wenn sie den Was-
serstrahl gegen uns richten. 

Das Gulasch schmeckte den hungri-
gen Gästen und passte auch ausgezeich-
net zum Wetter. Einige Besuchende setz-
ten sich auch auf unser «Polit-Bänkli» 
unter dem grossen «Sonnen-/Regen-
Schirm», um das Essen zu geniessen 
oder angeregte Diskussionen zu führen. 

Spannende Informationen  
aus dem Kantonsrat
Schon bald trafen unsere Kantonsräte 
Urs Wegmann und Paul Mayer mit 

Bogen für die «Grenzschutz-Initiative» 
und die Petition gegen das «Windrad-
Diktat» ein. Sie harrten in dem eher wi-
derlichen Wetter bis spät in den Nach-
mittag aus und beantworteten kompe-
tent die Fragen der Besuchenden. Auch 
einige kritische Diskussionen führten 
die beiden Herren gekonnt. Sie konn-
ten einige ausgefüllte und unterschrie-
bene Bogen nach Hause tragen. Vielen 

herzlichen Dank an Urs und Paul für 
euren tollen und langen Einsatz! Der 
Märt machte ausserordentlich Spass. 
Wir waren bereits etwas vor Schluss aus-
verkauft und konnten unsere Gefässe 
leer nach Hause transportieren. Wir freu-
en uns bereits auf den nächsten Märt!

Sandra Rinderknecht,  
SVP Buch am Irchel

Präsident Markus Weilenmann kocht das Gulasch gleich selber.� Bild: zVg

PODIUMSDISKUSSION IN WINTERTHUR

Windräder in und um Winterthur
Am Dienstagabend, 1. Oktober 2024, kreuzten die Kantonsräte Thomas Forrer, Grüne, und Paul von Euw, SVP,  
in einer von der SVP und Die Mitte der Stadt Winterthur organisierten Informationsveranstaltung betreffend Standorte 
von Windkraftanlagen die Klingen. 

Grund dieser von der SVP organisier-
ten Informations- und Podiumsdiskus-
sion war, dass es der grüne Regierungs-
rat Martin Neukom nicht für notwen-
dig hielt, in Winterthur eine Informa-
tionsveranstaltung für die betroffene 
Bevölkerung durchzuführen. Das allei-
ne zeigt, wohin diese ganze Energie- 
bzw. Windenergiestrategie des Baudi-
rektors gehen soll, hat doch derselbe 
Baudirektor auch ein sogenanntes be-
schleunigtes Vernehmlassungsverfahren 

auf den Weg gegeben, damit so wenig 
Zeit wie möglich für etwelche Einspra-
chen zur Verfügung steht. Nach der 
Einleitung durch Kantonsrat Thomas 
Anwander, Die Mitte, gab Kantonsrat 
Paul von Euw klar zu verstehen, dass 
es keine Enteignungen im Zusammen-
hang mit Standorten von Windenergie-
anlagen geben dürfe. 

Die Zustimmung von betroffenen 
Standortgemeinden müsse zudem immer 
zwingend gegeben sein. In der anschlies-

senden Diskussionsrunde und den Fra-
gen aus dem Plenum der gut 60 anwe-
senden Gäste kristallisierte sich bald 
heraus, dass die Skepsis gegenüber dem 
Vorgehen der Baudirektion und Wind-
kraftanlagen im Allgemeinen sehr gross 
ist. 

Paul von Euw brachte es abschlies-
send sachlich auf den Punkt, als er 
meinte, dass der materielle Aufwand 
zu der zu gewinnenden Windenergie 
in keinem Verhältnis stehe.

V.l.n.r.: Kantonsrat Paul von Euw (SVP), Kantonsrat Thomas Forrer (Grüne) und 
Thomas Anwander (Die Mitte).� Bild: René Isler

Kantonsrat Paul von Euw (SVP) in 
seinem Element.� Bild: René Isler

GRENZSCHUTZ-INITIATIVE

Keine systematischen 
Grenzkontrollen
rw. Sieht SP-Bundesrat Beat Jans weiter-
hin keinen Anlass, systematische Kon-
trollen an der Schweizer Landesgrenze 
durchzuführen? Was unternimmt Jans 
dagegen, dass illegale Asyl-Migranten 
auf ihrem Weg von Italien oder Osteu-
ropa nach Deutschland in der Schweiz 
verbleiben, weil Deutschland seine Gren-
zen kontrolliert? Dies fragte SVP-Frak-
tionschef Thomas Aeschi den Bundesrat. 
Die Antwort war lapidar und nichtssa-
gend: «Der Bundesrat hat bisher einzig 
im Rahmen der COVID-19-Pandemie die 
Wiedereinführung von Binnengrenz-
kontrollen angeordnet. In allen ande-
ren Fällen sah der Bundesrat die Vor-
aussetzungen und den Nutzen einer sol-
chen Massnahme als nicht gegeben.» 
Daran sieht man, wie wichtig die SVP-
Grenzschutz-Initiative ist. Der Bundesrat 
muss zum Handeln gezwungen werden. 

Darum ist die Grenzschutz-Initiative 
wichtig.� Bild: Adobe Stock
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Lokalität gemäss www.svp-bachenbuelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, ab 10.30 
Uhr, Wöschhüsli, Oberdorfstrasse 15, Em-
brach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant La Torre, Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf  
und Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, von 19.00 – 
22.00 Uhr, Gasthof zur Sonne, Seestrasse 37, 
Stäfa. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 17.30 
Uhr, Lokalität gemäss www.svp-uster.ch. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 Uhr, 
Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Winterthur-
Seen. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer-
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Schwamedingerhuus, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Channels 
oder auf unserer Website www.jsvp-zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Dienstag, 29. Oktober 2024, 19.00 Uhr, Ab-
stimmungspodium, Gemeindesaal, Am Rainli 
4, Bonstetten, u.a. mit den Nationalräten 
Barbara Steinemann und Benjamin Giezen-
danner.

Bezirk Andelfingen / Andelfingen
Mittwoch, 13. November 2024, 19.00 Uhr, 
Standaktion, Andelfinger Markt, Andelfin-
gen.

Bezirk Andelfingen / Stammheim
Sonntag, 3. November 2024, bis Montag, 
4. November 2024, Standaktion, Stammer 
Markt, Oberstammheim.

Bezirk Bülach
Freitag, 1. November 2024, 19.30 Uhr, Herbst-
fest, Mehrzweckhalle Steinboden, Eglisau. 
Anmeldung über den Sektionspräsidenten.

Bezirk Bülach / Wil
Sonntag, 3. November 2024, 09.30 – 11.30 
Uhr, Frühschoppen, Feuerwehrlokal, Dorf-
strasse 35, Wil.

Bezirk Meilen / Uetikon am See
Samstag, 5. Oktober 2024, 10.00 – 17.00 Uhr, 
SVP-Stand am Herbstmarkt, Dorfzentrum, 
Uetikon am See.

Bezirk Meilen / Zumikon
Montag, 28. Oktober 2024, 19.00 Uhr, Ses-
sionsrapport, Gemeindesaal, Cheminéeraum, 
Zumikon, mit den Nationalräten Nina Fehr 
Düsel und Gregor Rutz. Anmeldung unter 
gerard.olivary@bluewin.ch.

Bezirk Winterthur / Dinhard
Samstag, 16. November 2024, 10.30 – 15.00 
Uhr, Ausflug ins Haus der Freiheit, Start 
mit dem Knöpfel Car am Bahnhof Dinhard, 
mit Regierungspräsidentin Natalie Rickli 
und Kantonsrat Tobias Weidmann, Frakti-
onspräsident. Weitere Informationen und 
Anmeldung unter rahel@fritschi.info.

Stadt Winterthur / Altstadt
Samstag, 2. November 2024, 11.00 Uhr, SVP-
Metzgete, Restaurant Taverne zum Hirschen, 
Lindenplatz 2, Winterthur, mit Nationalrat 
Pascal Schmid. Kosten: 45 Franken für Mit-
glieder, 55 Franken für Nichtmitglieder. 
Anmeldung bis 11. Oktober 2024 unter 
nadja.wepfer@gmx.ch.

Stadt Zürich / Kreis 10
Freitag, 1. November 2024, 18.00 Uhr, Polit-
Apéro, Restaurant Grünwald, Regensdor-
ferstrasse 237, Zürich, mit Nationalrätin 
Nina Fehr Düsel.

Stadt Zürich / Kreis 11
Samstag, 5. Oktober 2024, 09.00 – 12.00 
Uhr, Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oer-
likon.

Freitag, 25. Oktober 2024, 18.00 Uhr, Polit-
Apéro, Wirtschaft Unterdorf, Katzensee-
strasse 15, Zürich-Affoltern, mit Verleger 
Dr. Markus Somm.

Junge SVP Kanton Zürich
Freitag, 11. Oktober 2024, 17.00 Uhr, Okto-
berfest, Treffpunkt vor der Landihalle, Quel-
lenstrasse 6, Uster. Weitere Informationen 
und Anmeldung unter wanner@jsvp-zh.ch.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 23. Oktober 2024, 17.45 – 21.00 
Uhr, Schifffahrt auf dem Zürichsee, Treff-
punkt Bürkliplatz, MS Etzel, Bootssteg 6, 
Zürich, mit den Nationalräten Barbara Stei
nemann und Gregor Rutz. Anmeldung unter 
sekretariat@svp-zuerich.ch oder 044 217 77 66.

Dienstag, 26. November 2024, 19.30 Uhr, 
Delegiertenversammlung der SVP des Kan-
tons Zürich, Wädenswil. Weitere Informa-
tionen folgen.

Samstag, 27. September 2025, bis Sonntag, 
28. September 2025, SVP-Schiessen 2025, 
Vorschiessen am Donnerstag, 18. September 
2025, Schützenhaus, Schützenhausstrasse 6, 
Uster. Weitere Informationen folgen.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

Wir laden Sie herzlich ein zu unserem 
politischen Diskussions-Forum.
Der Anlass ist öffentlich und wir freuen 
uns auf einen interessanten Austausch 
mit Ihnen. Reservieren Sie sich bereits 
jetzt das Datum! 

Wirtschaft Unterdorf
Katzenseestrasse 15
8046 Zürich 

ab  
18.15 
18.45
19.15

Uhr Referat
Uhr Fragen und Diskussion
Uhr geselliges Beisammensein

18.00      Uhr Eintreffen

POLIT-APÉRO 
2024

Das Elend des Mainstreams in den Medien
Freitag, 25. Oktober 2024, ab 18:00 Uhr

Kantonsrat
Dr. Markus Somm

Chefredaktor und Verleger Nebelspalter

svp-zuerich11.ch

Alle sind herzlich willkommen - auch Nicht-SVP-Mitglieder!

 
Spaghetti – Plausch        
    mit    NR Mauro Tuena 
Freitag, 04. Oktober 2024   ab 18.00 Uhr 
im GZ-Bachwiesen, kleiner Saal, Bachwiesenstrasse 40, 8047 Zürich 
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